




3 

Weiterhin fordern wir schnellstmöglich klare und verbindliche Aussagen zur Refinan­

zierung aller Mehrausgaben der Landkreise für die ukrainischen Kriegsflüchtlinge und 

Asylbewerber ab 2023 durch das Land. 

Wir brauchen Planungssicherheit! 

Nach einer Abfrage des Landkreistages vom September 2022 bei allen 17 Landkrei­

sen belaufen sich deren veranschlagte Mehrausgaben für die ukrainischen Kriegs­

flüchtlinge auf rund 71 Mio. € für 2023. Diese Mehrausgaben müssen vom Land zu 

100 % refinanziert werden. Für die Unterbringung von Asylbewerbern jeglicher Her­

kunft erhalten die Landkreise den seit Jahren unveränderten Wert von 210 € pro Mo­

nat, der die aktuell entstehenden Kosten in keinster Weise deckt. Die Landkreise wer­

den seit Monaten im Kompetenzgerangel der Landesregierung hingehalten. Dies wird 

verantwortungsvoller Politik nicht gerecht! Ein „weiter so" darf es nicht geben! 

Die Landesregierung mit Ihnen an der Spitze als Ministerpräsident muss endlich ope­

rative Verantwortung übernehmen, um gemeinsam mit den Landkreisen die Flücht­

lingskrise zu bewältigen. Haltung und Worte seitens der Landesregierung sind wichtig, 

reichen aber bei weitem nicht aus. Die Landkreise haben mit ihren Mitarbeitern und 

mit einer Vielzahl von ehrenamtlichen Helfern tatkräftig angepackt, um die ukraini­

schen Kriegsflüchtlinge menschenwürdig unterzubringen. Wir haben jetzt größte Sor­

gen, dass die für 2023 ungeregelte Refinanzierung im Flüchtlingsbereich zu massiven 

Verwerfungen vor Ort führen wird, wenn das Land nicht handelt! In den Bereichen Bil­

dung, Kultur, Sport und bei den sozialen Angeboten können wir nicht zu Lasten unse­

rer Bürgerinnen und Bürger kürzen. 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident Ramelow, 

wir fordern klare und verbindliche Lösungen zur Refinanzierung der ukrainischen 

Kriegsflüchtlinge und Asylbewerber für 2023 ein. Die 210 € für die Unterbringung je 

Flüchtlinge nach der Flüchtlingskostenerstattungsverordnung sind nicht einmal im An­

satz kostendeckend. Die Landkreise dürfen dafür keine Kreisumlage erheben, da es 

sich um eine rein staatliche Aufgabe handelt, die sie für das Land erfüllen. Das Land 

muss daher die Mehrausgaben der Landkreise zu 100 % refinanzieren. Gleichzeitig 

muss das Land unverzüglich eigene Unterbringungskapazitäten für Flüchtlinge schaf­

fen und seine Erstaufnahmekapazitäten für Asylbewerber aus Drittstaaten erweitern. 

Die Zeit drängt! 

Mit freundlichen Grüßen 

rßu� 
Martina Schweinsburg 


